
AUSSCHUSS FÜR SOZIALES, Marburg, 28.06.2016
JUGEND UND GLEICHSTELLUNG DER
STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG
DER UNIVERSITÄTSSTADT MARBURG
- Der Vorsitzende -

An die
Mitglieder des
Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung
der Stadtverordnetenversammlung

Öffentliche Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich Sie zu einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstel-
lung der Stadtverordnetenversammlung 

am Mittwoch, 06.07.2016, 17:00 Uhr,
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 Marburg

Tel. Nr. 201 1260,

ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 08.06.2016

2 Projekt "Gesunde Stadt"
hier: Förderung mit Mitteln aus dem Innovationsfonds
Vorlage: VO/4929/2016

3 Antrag der Piratenpartei und der SPD-Fraktion betr. Wohnheim "Am Richtsberg 88"
Vorlage: VO/4918/2016

4 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Aufsuchende Jugendarbeit am Richtsberg 
erhalten
Vorlage: VO/4935/2016

5 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Sozialquote Wohnungsbau
Vorlage: VO/4936/2016

6 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr.: Familienfreundliche Stadt
hier: Selbstverpflichtung „Eltern in der Politik“
Vorlage: VO/4941/2016

Geschäftsstelle:
Fachdienst Soziale Leistungen, Herr Engler
Friedrichstr. 36
Tel.: 2 01 - 14 62
E-Mail: wolfgang.engler@marburg-stadt.de
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7 Verschiedenes

Mit freundlichen Grüßen

gez.

Roland Böhm Wolfgang Engler
Vorsitzender Geschäftsstelle
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Beschlussvorlage
Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:

VO/4929/2016
öffentlich
23.06.2016

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: I und II
Fachdienst: Dezernat I - Oberbürgermeister
Sachbearbeiter/in: Siebler, Elke  ,Schmittdiel, Peter

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Projekt "Gesunde Stadt"

hier: Förderung mit Mitteln aus dem Innovationsfonds

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Die Stadt Marburg beantragt für das Projekt „Gesunde Stadt“ finanzielle Mittel aus 
dem Innovationsfonds beim Gemeinsamen Bundesausschuss der Krankenkassen, 
Themenfeld 3: Verbesserung der Kommunikation mit Patientinnen und Patienten und 
Förderung der Gesundheitskompetenz“ für die Durchführung eines gemeinsamen 
Projektes mit niedergelassenen Ärzten, dem Universitätsklinikum, Krankenkassen 
und weiteren Partnern.    

Begründung:

Die Universitätsstadt Marburg hat in der Vergangenheit immer wieder Projekte zur Förderung 
der Gesundheit der Bevölkerung wie beispielsweise das Projekt „mittendrin“ vorangebracht. 
Zukünftig wird eine Gesamtstrategie „Gesunde Universitätsstadt Marburg“ angestrebt, die mit 
verschiedenen Partnern und unter breiter Beteiligung aller Akteure entwickelt werden soll.

Mit der Einrichtung des Innovationsfonds beim Gemeinsamen Bundesausschuss im 
Sozialgesetzbuch V wurde die Möglichkeit einer Förderung aus Mitteln der Krankenkassen in 
erheblichem Umfang für Projekte zur Verbesserung der Versorgungssituation eröffnet. 
Voraussetzung ist die Absicht, die Vorhaben später in die Regelversorgung der Gesetzlichen 
Krankenkassen zu übernehmen und eine wissenschaftliche Begleitung durchzuführen. Der 
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
und wird von den vier großen Spitzenorganisationen der Selbstverwaltung im deutschen 
Gesundheitswesen gebildet.

Zur Umsetzung der Strategie „Gesunde Universitätsstadt Marburg“ sollen gemeinsam mit 
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weiteren Partnern in einem ersten Schritt Mittel aus dem Innovationsfonds beantragt werden. 
Als Fördersumme stehen bundesweit 300 Millionen Euro zur Verfügung. Eine für die 
Universitätsstadt Marburg kostenneutrale Förderung ist zu erwarten. Das Projekt strebt ein 
Fördervolumen im sechsstelligen Bereich an, daher ist ein Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung angemessen.

Ziel des Projektes ist es, einen Beitrag zur Patientensouveränität zu leisten, das Wissen um 
gesundheitliche Zusammenhänge, insbesondere bei chronisch Kranken zu verbessern, 
einen Beitrag zur Aufklärung und Prävention zu leisten und damit zur Gesundheit der 
Bevölkerung beizutragen.

Da die Frist zur Einreichung entsprechende Anträge am 19. Juli endet, ist Eile geboten. 
Daher wird ein Grundsatzbeschluss der Stadtverordnetenversammlung angestrebt. Zur 
Stadtverordnetenversammlung wird eine Kurzfassung zu den Inhalten des Antrags, der sich 
noch in der Abstimmung befindet, nachgereicht. 

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister    
Finanzielle Auswirkungen:

    
Anlagen:
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/4918/2016
öffentlich
17.06.2016

Antragstellende Fraktion/en: SPD
Piratenpartei

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Entscheidung Öffentlich

Antrag der Piratenpartei und der SPD-Fraktion betr. Wohnheim "Am Richtsberg 88"

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg stellt fest, dass

(1) das am 25. Juni 2014 ausgebrannte Studentenwohnheim für Familien "Am 
Richtsberg 88" seit 2 Jahren unbewohnbar ist, ohne dass seitens der zuständigen 
Allianz Versicherung für die Marburger Stadtgesellschaft messbare Aktivitäten 
erkennbar geworden sind, die Hoffnungen auf eine erneute Nutzung der dringend 
benötigten Wohnräume hätten wecken können.

(2) der Stadt Marburg über den Zeitraum dieser 2 Jahre 110 Wohneinheiten für 
studentische Familien fehlen - und dies vor dem Hintergrund ständig knappen 
städtischen Wohnraums und weiter zunehmender Studierendenzahlen.

(3) der Stadt Marburg über Nacht durch die Bereitstellung von Ausweichunterkünften und 
Verpflegung über einen langen Zeitraum erhebliche Kosten entstanden sind, die bis 
heute nicht kompensiert wurden.

(4) die Stadt Marburg durch die bis heute nicht erfolgte Reaktivierung (bzw. Neubau) des 
Wohnheims erhebliche Investitionen zum Bau ersetzender Wohneinheiten hat 
aufwenden müssen.

Die Stadtverordnetenversammlung bittet den Magistrat,

(1) sich dafür einzusetzen, dass die Verantwortlichen im Land Hessen, der Philipps 
Universität Marburg, des Studentenwerks Marburg und der zuständigen Versicherung 
dem Stadtparlament Bericht über den aktuellen Stand des nach dem Brand vom 25. 
Juni 2014 leer stehenden Studentenwohnheim "Am Richtsberg 88" abgeben. 
Weiterhin wird um Informationen über das weitere Vorgehen gebeten. Hierbei ist von 
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Interesse, ob und falls ja, wie die 110 unbenutzten Wohnungen wieder hergestellt 
werden und welcher Zeitplan dafür vorgesehen ist.

(2) zu prüfen, in welchem Umfang genau der Stadt Marburg in dieser Angelegenheit 
Kosten entstanden sind,

(3) die Stadtverordnetenversammlung auch schriftlich über das Ergebnis dieser Prüfung 
im Detail zu informieren und

(4) alle rechtlichen Möglichkeiten und Mittel auszuschöpfen, um

(a) eine Kompensation der entstandenen finanziellen Aufwendungen zu erzielen und

(b) dafür zu sorgen, dass die Reaktivierung / Neubau des Wohnheims am Richtsberg 
88 noch in diesem Jahr begonnen wird.

Für den hoffentlich nicht eintretenden Fall, dass die Allianz Versicherung auch angesichts 
der oben skizzierten Maßnahmen noch immer nicht umgehend tätig werden möchte, fordert 
die Stadtverordnetenversammlung den Magistrat dazu auf, bundesweite Öffentlichkeit über 
den gesamten Vorgang herzustellen, indem die unter (1) erzielten Prüfergebnisse öffentlich 
im Internet bereitgestellt und mit Verweis auf die verursachende Versicherung auch über 
Twitter, Facebook und allen anderen modernen Medien bekannt gemacht werden. Ziel muss 
sein, von zukünftigen Versicherungsnehmern absehbaren Schaden abzuwenden.

Begründung:

Am 25. Juni 2014 mussten die Bewohner des studentischen Wohnheims für Familien (Am 
Richtsberg 88) von einem Tag auf den anderen ihre Wohnungen aufgrund eines 
Großbrandes verlassen. Die Lokalpresse berichtete ausführlich über diesen Vorfall. Die 
Stadt Marburg hat diese Notsituation vorbildlich handhaben können und musste im Zuge 
dessen trotz des allgemeinen Wohnraummangels für alle Betroffenen Unterkünfte und 
Verpflegung beschaffen - ein Zustand, der über etliche Monate aufrecht erhalten blieb, bis in 
den Winter hinein.
Die von der Stadtverordnetenversammlung eingeforderten und vom Magistrat sorgfältig 
bereitgestellten regelmäßigen Sachstandberichte zur Situation des ausgebrannten 
Wohnheims lassen bis zum heutigen Tage keinerlei produktive Tätigkeit der zuständigen 
Allianz Versicherung erkennen.
Bei entsprechenden Nachfragen beim Studentenwerk Marburg wurde immer wieder 
geantwortet, dass es eine versicherungstechnische Fragestellung sei, um die Renovierung, 
die Wiederherstellung oder ein Abriss und Neubau infrage kommt. Es wurde darauf 
hingewiesen, dass man auch noch klärt, ob es sich um Brandstiftung handelt.
Der Stadt entgehen seit 2 Jahren Unterbringungsmöglichkeiten für mehr als 330 Personen.
Wir nehmen dies zum Anlass, der Versicherung nach nunmehr 2 Jahren vorbildlicher Geduld 
trotz ungünstigster Wohnraumrahmenbedingungen unmissverständlich klar zu machen, dass 
es so nicht weitergehen kann.
In Anbetracht der Wohnungsnot in Marburg, insbesondere auch für Studierende, ist es nun 
nach 2-jährigem Stillstand an der Zeit, dass Entscheidungen getroffen und Maßnahmen 
umgesetzt werden.
Da Ende Mai diesen Jahres Vandalismus im Haus festgestellt wurde und immer wieder 
beobachtet wird, dass sich unbefugte Personen abends und am Wochenende im Haus 
befinden, ist es unbedingt eine Frage der Sicherheit, diesen Zustand abzustellen.

Dr. Michael Weber Erika Lotz-Halilovic
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Piratenpartei Matthias Simon
SPD
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/4935/2016
öffentlich
24.06.2016

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Aufsuchende Jugendarbeit am Richtsberg 
erhalten

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, sich unbedingt für den Erhalt der auf-
suchenden Jugendarbeit am Richtsberg durch „Richtsberg Mobil“ einzusetzen, dass bedeu-
tet auch die Bereitstellung der finanziellen Mittel für die 2 Mitarbeiter_innen.

Begründung:

Es ist in den vier Jahren gelungen, durch nachhaltige Konzeption ein Vertrauensverhältnis 
aufzubauen, dieses unbedingt erhalten bleiben muss.

Der Ortsbeirat Richtsberg hat in seiner letzten Sitzung ebenfalls dieses Anliegen aufgegriffen 
und sich einstimmig für den Erhalt der aufsuchenden Jugendarbeit „Richtsberg Mobil“ 
ausgesprochen. 

Seit mehreren Jahrzehnten besteht ein kontinuierliches Angebot in der Jugendarbeit durch 
die BSF als anerkannter freier Träger in der Jugendhilfe – nicht allein mit festen Angeboten 
in den beiden Häusern am oberen wie unteren Richtsberg. Seit vielen Jahren bietet die BSF 
mit einem Auto einmal wöchentlich an der Richtsberg-Gesamtschule ein mobiles Angebot 
an. allerdings mit insgesamt  nur 6 Stunden wöchentlich. Die BSF selbst hat dabei stets 
gesehen, dass diese Stunden nicht ausreichen und dass man nicht zu Fuß in der Kürze der 
Zeit am gesamten Richtsberg sein kann. Daher hat sie nach einer ausbauenden Lösung 
Ausschau gehalten. Durch die gute Vernetzung im Stadtteil haben die ev. Kirchengemeinde 
und die BSF ein gemeinsames Konzept erarbeitet und eine Förderung der EKKW erhalten.

Das Richtsberg Mobil ergänzt auf sehr gute Weise die verschiedenen Angebote und 
verknüpft diese.

Nach dem Fortfall der Förderung ist es finanziell nicht mehr möglich, das Richtsberg Mobil 
(RBM) mit einer hauptamtlichen Kraft zu begleiten. Von Seiten der BSF kann hier lediglich 
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noch mit geringfügiger Entlohnung beschäftigt werden. Effektiver war zuvor natürlich die 
Einbindung in das Hauptjugendbereichsteam. Das würde sicherlich auch gerne wieder von 
der BSF gewährleisten werden, um die Verknüpfung zu dem großen Arbeitsfeld der 
Jugendarbeit zu sichern.

Die beste Begründung ist aus unserer Sicht die erfolgreiche und nachhaltige Arbeit mit den 
Jugendlichen, welche in den letzten Jahren praktiziert wurde. 
Vier Jahre lang war die Finanzierung des „Richtsberg Mobils“ gesichert. Zukünftig weist der 
Etat eine Deckungslücke in Höhe von etwa € 16.000 auf. Der Grund dafür ist, dass die, 
Startfinanzierung „Aktion Diakonische Gemeinde“ der Evangelischen Kirche Kurhessen 
Waldeck (EKKW) im vergangenen Jahr ausgelaufen ist.

Im Folgenden zitieren wir aus Projektmappe Richtsberg Mobil: 

Projektkontext
In Marburg ist der Richtsberg ein Stadtteil mit besonderem Entwicklungsbedarf. Er ist der 
größte und kinderreichster Stadtteil. An der Spitze in Marburg steht der Richtsberg auch im 
Hinblick auf Haushalte, die ALG-II beziehen oder ihr geringes Einkommen durch staatliche 
Leistungen aufstocken müssen.
Über zwei Drittel der Bewohner/innen haben einen Migrationshintergrund. Mindestens 40% 
der Bewohner/innen sind Aus- und Übersiedler aus der ehemaligen Sowjetunion. Insgesamt 
sind etwa 90 Nationalitäten am Richtsberg vertreten. Seit zwei Jahren werden verstärkt 
geflüchtete Menschen – insbesondere Familien – im Stadtteil untergebracht.
In der Vergangenheit fiel auf, dass es eine größere Anzahl von Jugendlichen 
unterschiedlicher Herkunft und Religion gibt, die sich durch die vorhandenen Angebote nicht 
oder kaum ansprechen lassen. Gerade auf dem Oberen Richtsberg mit zwei Schulen, 
Gemeinschaftseinrichtungen, Einkaufsmöglichkeiten und anderen häufig frequentierten 
Orten suchen sie sich ihren Platz. Dort fallen sie zum Teil durch ihr Verhalten, Alkohol- und 
teilweise auch Drogenkonsum auf. Viele der Jugendlichen haben wenig bis keine 
Unterstützung aus den Elternhäusern, die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten leben von 
ALG-II, Schulkarrieren sind häufig von Schulwechseln und -abbrüchen gekennzeichnet und 
die beruflichen Perspektiven sind mangels elterlicher Unterstützung eher schlecht.
Gerade das Miteinander und die Inklusion von Flüchtlingen und Einheimischen sind in den 
letzten Monaten zu einer Herausforderung geworden. Zum einen benötigen die neuen 
Bewohner des Stadtteils Unterstützung hinsichtlich Sprache, der Anbindung an 
sozialräumliche Strukturen und der Suche nach schulischen und beruflichen Perspektiven, 
zum anderen bedarf es der Entwicklung einer Willkommensstruktur und dem Thematisieren 
von Vorurteilen unter denjenigen, die schon lange im Stadtteil wohnen.
 
Projektidee & Projektziele
In Stadtteilöffentlichkeit und lokaler Politik wurde seit Jahren gefordert, diesen Heraus- und 
Anforderungen adäquat zu begegnen. Hier setzt das Projekt „Richtsberg Mobil“, das von der 
Evangelischen Kirchengemeinde Am Richtsberg mit dem Projektpartner Bürgerinitiative für 
Soziale Fragen e.V. (BSF) ins Leben gerufen wurde, seit Januar 2012 an. Die Kooperation 
von kirchlichem und freiem Träger der Jugendhilfe ermöglicht so innovative sozialräumliche 
und netzwerkbasierte Gemeinwohlorientierung. Ein vom Projektpartner BSF angeschafftes 
Fahrzeug ist gemeinsam mit Jugendlichen zu einem „mobilen Wohnzimmer“ umgebaut 
worden und wird seither von ihnen „Richtsberg Mobil“ genannt. Jugendliche, die sich durch 
stationäre und feste Angebote nicht ansprechen lassen, werden durch Pädagogen und 
Pädagoginnen an ihren Treffpunkten aufgesucht. Anstelle der herkömmlichen „Komm-
Strukturen“ in der offenen und kirchlichen Jugendarbeit werden im „Richtsberg Mobil“ 
bewusst neue Wege hin zu „Geh-Strukturen“ etabliert. Das Ziel des Projektes ist, den 
Kindern und Jugendlichen zum einen niedrigschwellige Beschäftigungsmöglichkeiten 
anzubieten und eine positive Freizeitgestaltung zu ebnen, zum anderen durch die offene 
Struktur des Projektes langjährige Kontakte aufzubauen und die Kinder und Jugendlichen 
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durch Gesprächsangebote und Hilfestellungen zu unterstützen und zu begleiten. So werden 
sowohl einheimische Jugendliche als auch schon länger im Stadtteil lebende Migranten 
sowie kürzlich zugezogene geflüchtete Kinder und Jugendliche angesprochen, unterstützt 
und miteinander in Kontakt gebracht, sodass nachhaltige Inklusion im Sozialraum Richtsberg 
ermöglicht und das Gemeinwohl gestärkt wird.
Das „Richtsberg Mobil“ dient als mobiler Jugendraum, ermöglicht die Zugänge zu mehr 
Jugendlichen des Stadtteils und macht gleichzeitig auf andere Angebote für Jugendliche 
beider Projektpartner aufmerksam.
Bei Bedarf kann in unsere Beratungs- und Hilfsangebote (z.B. Sucht- und Drogenberatung, 
Kirchliche Allgemeine Sozial- und Lebensberatung des Diakonischen Werks Oberhessen, 
Schuldnerberatung und Sozialberatung für Jugendliche der BSF) und die fachlich passenden 
Angebote anderer Träger weitervermittelt und gegebenenfalls begleitet werden. In 
regelmäßigen Abständen werden mit den Jugendlichen „Events“ geplant und durchgeführt. 
Diese niedrigschwellige Präsenz im Stadtteil ist oftmals die erste Kontaktmöglichkeit für neu 
zugezogene und geflüchtete Kinder und Jugendliche.
Ein wichtiger Projektbestandteil ist die hohe Verortung und Akzeptanz im Stadtteil sowie 
Generationen übergreifende Begegnung, die sich unter anderem in der hohen 
Spendenbereitschaft älterer Menschen, Kontaktebenen zwischen Jung und Alt sowie 
umfassender Öffentlichkeits- und Netzwerkarbeit (Infobriefe und 
Informationsveranstaltungen, Mitarbeit in Stadtteilgremien u.a.) äußert.
 
Praktische Umsetzung & Projektinhalt
Für die praktische Umsetzung des Projektes sind eine Mitarbeiterin (BSF) und ein Mitarbeiter 
(Kirchengemeinde) angestellt, die von zwei Praktikantinnen sowie einer Honorarkraft ergänzt 
werden, um Mädchen und Jungen bedarfsgerechte Ansprache zu bieten. Ganzjährig ist das 
„Richtsberg Mobil“ dreimal in der Woche im Stadtteil unterwegs. Das angeschaffte Fahrzeug 
ermöglicht einen flexiblen Standortwechsel, orientiert an den jeweiligen Treffpunkten der 
Jugendlichen. Diese werden aktiv in ihren Lebensräumen aufgesucht und durch 
niedrigschwellige Aktivitäten und Angebote angesprochen (spielerische und sportliche 
Aktivitäten etc.). Die Beschäftigungs- und Beteiligungsmöglichkeiten orientieren sich dabei 
an den Interessen und Bedürfnissen der Zielgruppe. Die Angebote sind offen gehalten und 
nehmen das aktuelle Befinden und aktuelle Themen der Jugendlichen in den Fokus.
Das „Richtsberg Mobil“ bietet die Gelegenheit für den Kontakt zwischen unterschiedlichen 
Altersgruppen und Kulturen. Die Jugendlichen beteiligen sich aktiv im Projekt, bringen selbst 
Beschäftigungsideen ein und gestalten mit anstatt zu konsumieren.  Diese Struktur des 
Angebots ermöglicht den Projektmitarbeitern, Jugendlichen sowohl individuell als auch in der 
Gruppengemeinschaft Zeit, Beachtung, Aufmerksamkeit und Hilfestellung 
entgegenzubringen. Die Kooperation zwischen den beiden Projektpartnern, Evangelische 
Kirche am Richtsberg und Bürgerinitiative für Soziale Fragen e.V.,  als anerkannte und im 
Stadtteil verortete Organisationen, führt zu einem Miteinander für den Stadtteil. Durch diese 
Vernetzung werden Jugendliche nachhaltig sowohl im Projekt durch langfristige Begleitung in 
Schule und Ausbildung als auch in den bestehenden Angeboten beider Träger 
bedarfsgerecht gefördert. Gerade in der aufsuchenden Jugendarbeit, die sich an 
gesellschaftlich ausgegrenzte und in der Selbstwahrnehmung als entbehrlich empfundene 
Kinder und Jugendliche richtet, ist die langfristige Begleitung und Pflege von Beziehungen 
zwischen Mitarbeitern und Jugendlichen sowie Jugendlichen untereinander von hoher 
Bedeutung. Hierauf wird im Projekt besonderer Wert gelegt, um tiefgreifende Inklusion auf 
verschiedenen Ebenen zu gewährleisten.
Dazu trägt auch ein Begleitausschuss bei, der die Projektumsetzung in regelmäßigen 
Abständen plant und evaluiert. Dieser setzt sich aus Vertreter/innen des Kirchenvorstandes, 
der BSF und Jugendlichen aus dem Projekt zusammen, sodass sowohl benachteiligte 
Jugendliche als auch ehrenamtlich engagierte ältere Menschen selbst Verantwortung 
übernehmen, die Erfahrung der eigenen Selbstwirksamkeit machen und Generationen 
übergreifende Partizipation ermöglicht wird.
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Umfang der Arbeit
Das „Richtsberg Mobil“ ist dreimal wöchentlich, montags und mittwochs (15.30-19.30 Uhr) 
und freitags (19.00-21.00 Uhr), an etwa acht Standorten im Stadtteil präsent.  In den Ferien 
und an ausgewählten Wochenenden finden besondere Aktionen mit Jugendlichen statt 
(Medienprojekt, Graffiti-Workshop, HipHop Konzerte, Teilnahme am Ferienprogramm etc.). 
 
Statistik
·      Gesamtanzahl Jugendliche 540
·      80% mit Migrationshintergrund
·      Jugendliche aus über 35 Nationen
·      Durchschnittlich 18 Jugendliche pro Tag
·      Im Jahr 2015 konnten über 100 Jugendliche neu erreicht werden

http://richtsberg.ekmr.de/fileadmin/user_upload/RICHTSBERG/Redakteur/_NEWS/Thomas/
Pdf/Projektmappe_Richtsberg_Mobil__2016_04__01.pdf

Tanja Bauder-Wöhr Roland Böhm
Elisabeth Kula Jan Schalauske
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/4936/2016
öffentlich
24.06.2016

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Sozialquote Wohnungsbau

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, dass bei künftigen Wohnungsneu-
bauten eine Quote von mindestens 30% ab 20 Wohneinheiten (WE) festgelegt wird mit Miet-
preis- und Belegungsbindung.

Begründung:

Aus der InWis Studie und dem daraus resultierenden Wohnraumversorgungskonzept der 
Universitätsstadt Marburg geht hervor, dass vor allem beim geförderten Wohnungsbedarf ein 
großer Nachholbedarf besteht. Obwohl das Wohnraumversorgungskonzept erst in diesem 
Jahr verabschiedet wurde, kann man selbigen entnehmen, dass die Bedarfe geschätzt noch-
mal um die Hälfte höher sind als ursprünglich angenommen.

Diese Forderung wurde auch in der InWis-Wohnungsmarktanalyse selbst sowie im Wohn-
raumversorgungskonzept benannt, dort heißt es:

„Da es in Marburg kaum Grundstücke in kommunalen Eigentum gibt, wird von der InWis-Stu-
die für Marburg die Quotierung von Neubauflächen in privatem Eigentum gegen die Schaf-
fung von Baurecht empfohlen: „Sie (die Quotierung) stellt ein praxisorientiertes Modell dar, 
dem ein nennenswerter Wirkungsgrad beigemessen werden kann.““ (Seite 40 Wohnraum-
versorgungskonzept)

Bekanntermaßen sollte die Quotierung in Form einer Satzung umgesetzt und beschlossen 
werden. Um dem dringenden Handlungsbedarf in dieser Frage Rechnung zu tragen, sollte 
dies nun endlich auf den Weg gebracht werden. Es geht konkret um die Sicherstellung der 
Versorgung der Marburgerinnen und Marburger mit ausreichendem und preisgünstigem 
Wohnen.

zu TOP 5.

12 von 15 in der Zusammenstellung



Ausdruck vom: 24.06.2016
Seite: 2/2

Ebenfalls sehr ausführlich mit dieser Thematik war der Runde Tisch „Preiswerter Wohnraum“  
in Marburg befasst und die lokalen Agenda Gruppen. 

In der einleitenden Begründung der Universitätsstadt Marburg zum Wohnraumversorgungs-
konzet kann man nachlesen, dass sich ausdrücklich bemüht wurde „die Breite der in Mar-
burg vorhandenen Kompetenzen abgreifen zu können. Dieses ist auch gelungen, ... . Neben 
der Projektleitung waren insbesondere beteiligt der Fachdienst Stadtplanung, die GeWobau 
Marburg GmbH, der Runde Tisch „Preiswerter Wohnraum“ mit einer Vielzahl interessierter 
Personen und Institutionen, die Lenkungsgruppe ebenfalls mit einer Reihe von Personen und 
Organisationen sowie den Untergruppen zu „Barrierefreiheit“, „Benachteiligte Zielgruppen“, 
„Gemeinschaftliches Wohnen“ und „Quotierung“, alle jeweils besetzt mit fachkundigen und 
kompetenten Personen aus Wohnungswirtschaft und von vielen gesellschaftlichen Institutio-
nen.“

Renate Bastian Tanja Bauder-Wöhr Roland Böhm
Elisabeth Kula Jan Schalauske
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/4941/2016
öffentlich
27.06.2016

Antragstellende Fraktion/en: B90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr.: Familienfreundliche Stadt
hier: Selbstverpflichtung "Eltern in der Politik"

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Um Eltern die Beteiligung in politischen Gremien zu erleichtern schließt sich die Stadt 
Marburg der überparteilichen Initiative von Bundestagsabgeordneten „Eltern in der Politik“ 
(www.eltern-in-der-politik.com) an, indem sie sich deren Zielen selbst öffentlich verpflichtet.
Diese Selbstverpflichtung umfasst:

1. politikfreier Sonntag (keine Sitzungen am Sonntag)
2. Familienfreundliche Veranstaltungen (am Wochenende nur Veranstaltungen, zu 

denen die ganze Familie willkommen ist)
3. Effiziente Sitzungsleitung (Einladung grundsätzlich unter Angabe des Endzeitpunktes, 

Rücksichtnahme auf die Belange von Familien bei der Terminvergabe)
4. Flexible Arbeitszeiten (Effizienz statt Präsens, flexible Arbeitszeiten und Teilzeit auch 

in Führungspositionen, Arbeitszeiten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am Abend 
und am Wochenende so weit wie möglich reduzieren)

5. Fairer Wettbewerb (Besondere Rücksichtnahme auf Mitstreiterinnen und Mitstreiter, 
die gerade ein Kind bekommen haben, keine negative Kommentierung, wenn 
Termine aus familiären Gründen nicht wahrgenommen werden können

Begründung:

Wesentliches Element einer erfolgreichen Kommunalpolitik ist größtmögliche Teilhabe aller 
Bevölkerungsgruppen an den Entscheidungsprozessen. Gerade Eltern von kleineren 
Kindern aber auch pflegende Angehörige haben ein geringeres Zeitbudget als andere. Um 
sie einzuladen und zu ermuntern, sich in den kommunalpolitischen Gremien  zu engagieren, 
braucht es die im Antrag genannten Regelungen, die ihnen eine  Teilhabe besser 
ermöglichen und erleichtern. 
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Dr. Elke Neuwohner Hans-Werner Seitz
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